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Caritas-Positionspapier

Kinderarmut überwinden:
Gefordert ist die Politik

«76 000 Kinder leben hierzulande in Armut, 
weitere 188 000 in prekären Lebensver­
hältnissen. Familienergänzungsleistungen 
und Frühe Förderung sind die zentralen 
Schlüssel zur Reduktion der Kinderarmut. 
Diese Instrumente sind in verschiedenen 
Kantonen erfolgreich erprobt worden.  
Es braucht nun den politischen Willen, sie 
endlich schweizweit umzusetzen.»
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Fakten und Erkenntnisse zu Kinderarmut

In Kürze: 76 000 Kinder leben hierzulande in 
Armut, weitere 188 000 in prekären Lebensverhält­
nissen, nur knapp oberhalb der Armutsgrenze. Kin­
der, die in Armut aufwachsen, erleben materielle 
Benachteiligung, soziale Ausgrenzung und haben 
schlechtere Bildungschancen. Frühe Förderung – 
etwa ein Platz in einer Kindertagesstätte – ist oft 
zu teuer oder gar nicht vorhanden. Die schlechte­
ren Startchancen können aber später nicht mehr 
wettgemacht werden. Die Kinder bleiben häufig 
bis ins Erwachsenenalter arm.
Für die Kinderarmut verantwortlich sind hohe Kin­
derkosten, tiefe Einkommen der Eltern und man­
gelnde Möglichkeiten, Beruf und Familie zu ver­
einbaren, eine lückenhafte Existenzsicherung für 
Kinder sowie fehlende Investitionen des Bundes im 
Bereich Kinder und Familien. Der Schweiz gelingt 
es deshalb nicht, Kinderarmut zu überwinden. Das 
zeigen auch die zahlreichen Berichte und Studien, 
die der Bund jüngst publiziert hat. Löbliche Ausnah­
men bilden Massnahmen in einzelnen Kantonen, wie 
Familienergänzungsleistungen oder der freiwillige 
Kindergarten ab drei Jahren im Tessin. 
Die Caritas bündelt im vorliegenden Positionspapier 
die neuesten Kenntnisse zu Kinderarmut, identifi­
ziert die Ursachen, benennt die Herausforderungen 
und dokumentiert Beispiele guter armutspolitischer 
Praxis aus den Kantonen. Diese gilt es auf die ganze 
Schweiz auszudehnen. Familienergänzungsleis­
tungen und Frühe Förderung sind die zentralen 
Schlüssel zur Reduktion von Kinderarmut. Das Wis­
sen ist da, und die Instrumente sind erprobt. Nun 
müssen sie schweizweit implementiert werden.

Aus unterschiedlichen Blickwinkeln gelangten alle Unter­
suchungen zum gleichen Schluss: Kinderarmut in der 
Schweiz ist eine Tatsache, und dies nicht erst seit gestern. 
Der Familienbericht des Bundes zeigt: «Die deutlich höhere 
Armutsbetroffenheit von Familien mit drei und mehr Kindern 
sowie alleinlebenden Müttern ist ein Thema, das schon seit 
den 1980er-Jahren immer wieder diskutiert wurde. Ende der 
1990er-Jahre wurde berechnet, dass eine Mehrheit der an 
wirtschaftlicher Armut leidenden Bevölkerung Mütter, Väter 
und Kinder waren. Daran hat sich bis heute wenig geändert.» 
Es bleibt nur noch festzuhalten: Die Analysen sind geleistet 
worden. Die Probleme und Folgen mangelnder Existenzsi­
cherung und unzureichender Bildung sind bekannt.

Zu wenig Geld und geringere 
Zukunftschancen
Kinder, die in Armut aufwachsen, haben zu wenig Geld, um 
ihre Grundbedürfnisse zu decken. Für eine alleinerziehende 
Mutter mit zwei Kindern liegt die Armutsgrenze abzüglich 
Wohn- und Krankenkassenkosten bei 1834 Franken pro 
Monat. Eine von Armut betroffene Familie muss also mit 
weniger als 20 Franken pro Tag und pro Person für Essen, 
Kleidung, Energie, Hygiene, Mobilität, Kommunikation, 
Unterhaltung und Bildung über die Runden kommen. Eine 
Zweielternfamilie mit zwei Kindern hat weniger als 17 Fran­
ken pro Tag und Person zur Verfügung. Bereits ein Zahnarzt­
besuch stellt die Familie vor massive Probleme. 

Von Armut betroffene Kinder wohnen häufig in beengten 
Wohnverhältnissen. Selten haben sie ein eigenes Zimmer zur 
Verfügung. Dadurch fehlt ihnen nicht nur ein Ort für die kon­
zentrierte Bewältigung der Hausaufgaben, sondern auch ein 
Rückzugsort für Ruhe und Entspannung. Das fehlende Zim­
mer mag ein Grund sein, warum armutsbetroffene Kindern 
seltener Freunde zu sich nach Hause einladen. Oft liegen 
preisgünstige Wohnungen zudem an verkehrsreichen Stra­
ssen, und es gibt keine Möglichkeit, draussen frei zu spielen. 

Auch Freizeitaktivitäten, Hobbies oder Sport in Vereinen sind 
häufig nicht finanzierbar. Die Teilnahme an Freizeitaktivitäten 
wird dementsprechend nicht hauptsächlich von Talenten, 
Interesse und Motivation, sondern überwiegend von den 
Kosten bestimmt. Denn das Geld fehlt schon für die ganz 
alltäglichen Dinge wie den Elternbeitrag für die Landschul­
woche, den Kindergeburtstag, das Zugsticket für den Weih­
nachtsbesuch bei den Grosseltern oder das Klassenfoto. 

Es gibt genügend Analysen
Kinder- und Familienarmut fand in den letzten Jahren zuneh­
mend Beachtung. Im November 2016 publizierte das Bun­
desamt für Statistik erstmals umfassend Zahlen zu Kinderar­
mut und materieller Entbehrung in der Schweiz. Das nationale 
Programm gegen Armut legte einen Schwerpunkt auf Fami­
lien. So analysierte eine umfangreiche Studie Strategien und 
Massnahmen zur Bekämpfung der Familienarmut auf kom­
munaler Ebene. Ebenfalls im Rahmen des Armutsprogram­
mes befasste sich der Schwerpunkt Bildung und Frühe 
Förderung mit der Bekämpfung und Verhinderung von Kin­
derarmut. Im April 2017 schliesslich publizierte der Bundes­
rat nach 2004 und 2008 den dritten Familienbericht, der 
neben statistischen Analysen auch eine Standortbestim­
mung zur Familienpolitik beinhaltet. 
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Viele Familien schränken ihre Ausgaben auch auf Kosten  
einer gesunden Ernährung ein. Dies hat direkte Auswirkungen 
auf die körperliche Entwicklung der Kinder. Grundsätzlich 
zeigt sich eine starke Wechselwirkung von Armut, Gesundheit 
und Widerstandskraft. So leiden armutsbetroffene Kinder 
häufiger an psychosozialen Beschwerden, sie sind öfter über­
gewichtig und chronisch krank. Auch die Möglichkeit Resili­
enz, also Widerstandskraft gegenüber Krisen, zu entwickeln, 
ist bei armutsbetroffenen Kindern eingeschränkt. Sie erleben 
ihre Eltern oft ohnmächtig. Wenn beispielsweise nach mona­
telangem Suchen noch immer keine angemessene Wohnung 
gefunden werden konnte oder wenn alle Bewerbungen für 
eine neue Arbeitsstelle mit Absagen enden, wird die Perspek­
tivlosigkeit für die Eltern erdrückend. Das schlägt sich auf die 
Psyche der Kinder nieder. Ihr Selbstvertrauen sinkt. Nicht sel­
ten entwickeln sie Scham- und Schuldgefühle. 

Kinder, die in armutsbetroffenen Familien gross werden, 
haben meist keinen Zugang zu Früher Förderung. Ohne früh­
kindliche Bildung aber fallen sie hinter Gleichaltrige zurück 

und können den Rückstand auch später nicht mehr aufho­
len. Im Gegenteil: wesentlich häufiger müssen sie Schulstu­
fen repetieren und seltener gelangen sie ins Gymnasium. 
Teure Nachhilfestunden können sich die Familien nicht leis­
ten. Damit sinken die Bildungschancen sowie die Aussichten 
auf ein höheres Einkommen. Die Möglichkeit zur gesellschaft­
lichen Teilhabe armutsbetroffener Kinder bleibt oft ein Leben 
lang reduziert. Vielfach sind sie später selbst wieder arm.

Im Wissen darum erbringen die Eltern häufig Verzichtsleist­
ungen zugunsten der Kinder und gehen dabei an die Grenzen 
ihrer Belastbarkeit. Langfristig hat dies auch bei ihnen ge­
sundheitliche Beeinträchtigungen zur Folge. Gerade für Al­
leinerziehende, welche die gesamten alltäglichen Herausfor­
derungen alleine schultern, kann die Belastung zu Ängsten, 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen und Depressionen füh­
ren. Bei einigen reicht die Belastung weit über die Erziehungs­
phase hinaus und verursacht dauerhafte Prekarität.

Kinderarmut existiert!
Seit 2010 berechnet das Bundesamt für Statistik in der 
«Statistik zu Einkommen und Lebensbedingungen» (SILC) 
die Armut in der Schweiz. Seit zehn Jahren werden zudem 
die Daten der Schweizerischen Sozialhilfestatistik erfasst. 
Die neuesten Zahlen zeigen:
 
•	 76 000 Kinder sind schweizweit von Armut betroffen.
•	 Weitere 188 000 Kinder leben in prekären Verhältnissen 

knapp oberhalb der Armutsgrenze. 
•	 Ein Drittel aller Sozialhilfebeziehenden sind Kinder und Ju­

gendliche. Mit 5,2 Prozent sind sie unter allen Altersgrup­
pen am stärksten vom Sozialhilfebezug betroffen.

Das heisst: In jeder Schulklasse gibt es durchschnittlich ein 
von Armut betroffenes und zwei armutsgefährdete Kinder.

Das Total aller armutsbetroffenen Kinder entspricht der Be­
völkerung der Stadt St. Gallen. Berücksichtigt man zusätz­
lich die Kinder in prekären Verhältnissen, entspricht dies 
dem Total der Einwohnerzahlen von St. Gallen, Winterthur 
und Luzern zusammen.

Nicht alle Kinder sind gleichermassen betroffen
Kinder, die in alleinerziehenden Haushalten aufwachsen, 
tragen ein überdurchschnittliches Armutsrisiko. Dies bestä­
tigen auch die Haushaltsquoten in der Sozialhilfe. Knapp ein 
Viertel aller alleinerziehenden Haushalte werden durch die 

Sozialhilfe unterstützt. Regional spitzt sich diese Situation 
zu: In Biel beispielsweise ist jede zweite alleinerziehende 
Familie auf Sozialhilfe angewiesen. 

Die höchste abgeschlossene Ausbildung der Eltern hat gro­
ssen Einfluss auf die Armuts- und Armutsgefährdungsquote 
der Kinder. Verfügt mindestens ein Elternteil über einen Uni­
versitäts- oder Fachhochschulabschluss, ist die Armuts­
quote der Kinder mit 2,8 Prozent am geringsten. Verfügt 
hingegen kein Elternteil über eine nachobligatorische Aus­
bildung, liegt die Armutsquote der Kinder bei rund 10 Pro­
zent, die Armutsgefährdungsquote steigt auf beinahe 
40 Prozent.

Kinder aus Familien mit Migrationshintergrund sind auf­
grund des tieferen Bildungsniveaus der Eltern und den dar­
aus resultierenden tiefen Einkommen überdurchschnittlich 
oft arm. Betrachtet man jedoch die absoluten Zahlen, sind 
mehr Schweizer Kinder von Armut betroffen (59 Prozent).

Zur Armutsgrenze in der Schweiz
Wer in der Schweiz von Armut betroffen ist, lebt unter der 
Armutsgrenze. Diese wird vom Bundesamt für Statistik be­
rechnet und von der Schweizerischen Konferenz für Sozial­
hilfe (SKOS) angewandt. Sie orientiert sich am Bedarf der 
10 Prozent Einkommensschwächsten der Schweiz.

Haushaltstyp Wohnkosten Krankenkasse Grundbedarf Armutsgrenze

alleinerziehend mit 2 Kindern 1608 602 1834 4000

Paar mit 2 Kindern 1787 1014 2110 4900
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Kinderarmut als Verstoss gegen 
geltendes Recht
In Artikel 12 der Bundesverfassung garantiert die Schweiz 
denjenigen, die in Not geraten und nicht in der Lage sind, für 
sich zu sorgen, Hilfe, Betreuung und Mittel, die für ein 
menschenwürdiges Dasein unerlässlich sind. Zusätzlich ver­
pflichtet sich die Schweiz in Artikel 11, allen Kindern und 
Jugendlichen einen besonderen Schutz ihrer Unversehrtheit 
zu gewähren und sie in ihrer Entwicklung zu fördern. 

Konkreter wird die UN-Kinderrechtskonvention, welche die 
Schweiz vor 20 Jahren ratifiziert hat. Sie gibt den Rahmen 
vor für die Ausgestaltung der Schweizerischen Gesetzge­
bung zum Schutz, zur Förderung sowie zur Mitwirkung von 
Kindern und Jugendlichen. Kinderrechte gelten für alle Kin­
der ab Geburt bis zum vollendeten 18 Lebensjahr. Die Kin­
derrechtskonvention verankert das Recht des Kindes auf 
eine angemessene soziale Absicherung und auf einen Lebens­
standard, «der seiner körperlichen, geistigen, seelischen, sittli­
chen und sozialen Entwicklung angemessen ist». Die Kinder­

rechtskonvention definiert insbesondere das Recht auf Schutz 
vor Diskriminierung in jeder Form, das Recht des Kindes auf 
Bildung sowie das Recht des Kindes auf Freizeit, Spiel und die 
volle Beteiligung am kulturellen und künstlerischen Leben. 

Im Zentrum einer Politik, welche die Kinderarmut bekämpft  
und verhindert, steht das Wohl des Kindes. Dieses Kindeswohl 
umfasst alle Lebensumstände, die zu einer guten und gesun­
den Entwicklung beitragen. Dazu gehören elementare Dinge 
wie ausreichende Ernährung, Kleidung, ein Dach über dem 
Kopf, aber auch Schutz vor körperlicher und seelischer Gewalt, 
beständige und liebevolle Beziehungen, dem Alter entspre­
chende Entfaltungsmöglichkeiten sowie Verbindlichkeit. Die 
Verantwortung für das Kindeswohl tragen in erster Linie die 
Eltern. Gemäss Kinderkonvention ist der Staat jedoch verpflich­
tet, sie darin zu unterstützen. Das heisst: Es ist nicht nur eine 
familiäre Verantwortung, Kindern einen guten Lebensstart zu 
bieten, sondern eine gesellschaftliche Verpflichtung.

Kinderarmut steht im Widerspruch zu den Zielen der Bun­
desverfassung und der Kinderrechtskonvention.

Warum es Kinderarmut gibt
Kinder kosten viel 
Der Bund hat im Bericht «Familienpolitik: Auslegeordnung und 
Handlungsoptionen des Bundes» vom Mai 2015 die Kinder­
kosten in der Schweiz berechnet. Gemäss diesen Berechnun­
gen kostet ein Kind je nach Familiengrösse zwischen 7000 
und 14 000 Franken pro Jahr. Besonders ins Gewicht fallen 
Kosten der familienergänzenden Kinderbetreuung, des Woh­
nens und der Ausbildung. Nicht eingerechnet sind die indirek­
ten Kosten, die dadurch entstehen, dass Eltern – noch immer 
hauptsächlich Mütter – ihre Arbeitszeit nach der Geburt des 
ersten Kindes reduzieren und die unentgeltliche Sorgearbeit 
übernehmen. Dadurch reduziert sich ihr Beitrag zum Haus­
haltseinkommen. Statistiken zeigen die Auswirkungen von 
Kindern im Haushalt auf das verfügbare Einkommen: So ist 
das mittlere verfügbare Einkommen von kinderlosen Paaren 
gut 40 Prozent höher als jenes von Eltern mit Kindern im 
Haushalt. Am geringsten ist das verfügbare Einkommen bei 
Alleinerziehenden mit drei und mehr Kindern. 

Tiefes Einkommen der Eltern

Rund 50 000 Kinder wachsen in Working Poor-Haushalten auf. 
Das sind zwei Drittel aller armutsbetroffenen Kinder. Ihre Eltern 
verdienen zu wenig, um die Existenz der Familie zu sichern. 
Entweder arbeiten sie in prekären Arbeitsverhältnissen zu 
Tieflöhnen, oder sie können als alleinerziehende Mütter oder 
Väter nur reduziert erwerbstätig sein. Insbesondere Mütter und 
Väter ohne nachobligatorische Bildung oder ohne anerkannte 
Ausbildung tragen ein grosses Risiko, trotz Erwerbstätigkeit 

arm zu sein. Wer nur über einen Schulabschluss verfügt, ist 
doppelt so häufig arm wie Personen mit Tertiärabschluss. 
Verlieren Niedrigqualifizierte ihre Stelle, finden sie immer selte­
ner zurück auf den Arbeitsmarkt. Überdurchschnittlich oft wer­
den sie ausgesteuert und sind in der Folge auf Sozialhilfe ange­
wiesen. Die Verdreifachung der Aussteuerungen in den letzten 
15 Jahren von 13 000 im Jahr 2001 auf über 40 000 im 2016 
zeigt das Ausmass des Problems.

Das Risiko Scheidung ist schlecht 
abgesichert
Alleinerziehende sind nach einer Scheidung überdurch­
schnittlich von Armut betroffen. Häufig reicht das Einkom­
men der getrennten Eltern nicht aus, um zwei Haushalte zu 
finanzieren. Dies umso weniger, je tiefer das Bildungsniveau 
der Eltern ist. Schwierig wird es auch für Mütter, die nach der 
Geburt der Kinder aus dem Erwerbsleben ausgeschieden 
sind und sich auf die Betreuung und Erziehung der Kinder 
konzentrierten. Wiedereinsteigerinnen haben es auf dem 
hochdynamischen Arbeitsmarkt immer schwerer. Ein kon­
servatives Rollen- und Familienverständnis leistet hier der 
Armut Vorschub. Nach einer Scheidung sind die Alimente  
für die finanzielle Sicherheit von Alleinerziehenden deshalb 
zentral. Die teilweise hart erkämpften Beiträge fallen jedoch 
oft zu gering aus, um die Existenz alleinerziehender Haus­
halte zu sichern. In der Folge bleibt den Betroffenen nichts 
anderes übrig, als Sozialhilfe zu beziehen.
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Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf bleibt mangelhaft
Die Möglichkeit, Familienarbeit und Erwerbsarbeit zu vereinba­
ren, ist in der Schweiz noch immer mangelhaft. Trotz den Be­
mühungen auf Bundesebene gibt es zu wenig preisgünstige 
und erreichbare Angebote der familienexternen und schul­
ergänzenden Betreuung. Die zunehmende Flexibilisierung der 
Arbeit mit unregelmässigen Arbeitszeiten stellt insbesondere 
einkommensschwache Familien vor grosse Herausforde­
rungen. Institutionalisierte Kinderbetreuungsangebote wie Kitas 
bieten bei Arbeit im Tieflohnsektor – beispielsweise bei Arbeit 
auf Abruf – keine Lösung. Armutsbetroffene Familien weichen 
deshalb auf das preisgünstigere und flexiblere Angebot von 
Tageseltern aus. Gleichzeitig bleibt die Betreuung während  
der Schulferien oder bei Erkrankung der Kinder lückenhaft.

Der Staat investiert zu wenig  
in Kinder und Familien
Kinder sind in der Schweiz – insbesondere in der Deutsch­
schweiz – weitgehend Privatangelegenheit. Dies ist ein Grund, 
warum die Schweiz so wenig in Kinder und Familien inves­

tiert. Mit 1,5 Prozent des Bruttoinlandproduktes liegt sie 
deutlich unter dem europäischen Durchschnitt von 2,3 Pro­
zent. Schon Frankreich (2,5 Prozent), Österreich (2,8 Pro­
zent) und Deutschland (3,1 Prozent) geben deutlich mehr für 
Kinder und Familien aus, ganz zu schweigen vom europäi­
schen Spitzenreiter Dänemark mit 3,7 Prozent. Fokussiert 
man nur den Frühbereich – also die Ausgaben für Kinder bis 
zu drei Jahren –, dem in der Bekämpfung der Kinderarmut 
zentrale Bedeutung zukommt, zeigt sich das im internationa­
len Vergleich tiefe finanzielle Engagement der Schweiz. Ins­
gesamt machen die öffentlichen Ausgaben für Kindertages­
stätten, Spielgruppen und Tagesfamilien in der Schweiz rund 
0,1 Prozent des BIP aus. Dieser Anteil liegt im Durchschnitt 
der OECD-Länder bei 0,3 Prozent. Die Schweiz müsste, um 
hier gleichzuziehen, dreieinhalb Mal so viel in die familiener­
gänzende Betreuung investieren wie heute. Auffallend ist ins­
besondere die geringe Subventionierung von Kita-Plätzen. 
Das hat zur Folge, dass Eltern in der Schweiz verglichen mit 
den Nachbarländern einen doppelt bis dreifach so hohen 
Anteil an den Gesamtkosten tragen müssen.

Das Wissen ist vorhanden – es fehlt am 
politischen Willen
Bereits Ende der 1990er Jahre waren die von Armut betroffe­
nen Menschen in der Schweiz mehrheitlich Mütter, Väter und 
Kinder. Daran hat sich in den letzten 30 Jahren wenig geändert. 
Zu diesem Schluss kommen auch die jüngsten Studien und 
Berichte des Bundesrates sowie des Nationalen Programms 
gegen Armut. Das Problem ist allseits bekannt. Was also läuft 
schief? Der Blick auf Entwicklungen in der Existenzsicherung, 
der Vereinbarkeit von Familie, Ausbildung und Beruf sowie der 
Frühen Förderung sind in diesem Kontext zentral.

Existenzsicherung für Kinder:  
es bestehen gewichtige Lücken
Sozialhilfe und andere bedarfsabhängige Leistungen zur 
Existenzsicherung liegen hauptsächlich in der Kompetenz 
der Kantone. Mit der Einführung der Mutterschaftsversiche­
rung, der Harmonisierung der kantonalen Familienzulagen 
und der Revision des Kindesunterhalts ist in den letzten gut 
zehn Jahren aber auch der Bund Anliegen der Existenzsiche­
rung für Kinder angegangen.

•	 2006 wurden die Kinder- und Ausbildungszulagen harmoni­
siert und Mindestbeiträge von 200 Franken für Kinder bzw. 
250 Franken für Kinder in Ausbildung festgelegt. Einige Kan­
tone – vorab in der Romandie – gehen über die empfohlenen 
Mindestbeträge hinaus. Dennoch reichen Kinderzulagen 
nicht aus, um die Existenz zu sichern. Die vom Bund im 
Bericht «Familienpolitik: Auslegeordnung und Handlungs­
optionen des Bundes» eingebrachten bedarfsabhängigen 
Kinderzulagen hätten genau diese Lücke gefüllt. Sie wurden 
vom Bundesrat mit Blick auf die finanzpolitische Situation im 
Frühjahr 2016 aber als zu teuer verworfen.

•	 Im Frühling 2015 wurde der Kindesunterhalt bundesweit 
neu geregelt. Mit der Revision ist es gelungen, das Recht 
des Kindes auf Unterhalt landesweit zu stärken und die Last 
für den betreuenden Elternteil zu mindern. Dennoch bleiben 
hinsichtlich der Existenzsicherung von Kindern gewichtige 
Lücken bestehen. So fehlt nach wie vor ein gesetzlich fest­
gelegter Mindestunterhalt für das Kind. Damit bleiben die 
Alimente nicht existenzsichernd und die Bevorschussung 
abhängig von den kantonalen Regelungen. 

•	 Zu Beginn des neuen Jahrtausends wurden Familien­
ergänzungsleistungen zur Bekämpfung der Kinder- und 
Familienarmut in die politische Debatte eingebracht. Diese 
scheiterten 2011 jedoch im nationalen Parlament. 
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2013 lancierte der Bund ein nationales Programm zur 
Bekämpfung und Prävention von Armut. Noch bis 2018 
werden Grundlagen erarbeitet, Akteure vernetzt, Leitfäden für 
die Praxis publiziert und innovative Projekte gefördert. Famili­
enarmut und Frühe Förderung sind Schwerpunkte im Pro­
gramm, für das neun Millionen Franken zur Verfügung stehen. 
Mit dem nationalen Programm übernimmt der Bund erstmals 
Verantwortung in der Armutsbekämpfung. Trotzdem muss 
man festhalten: Die Existenzsicherung von Kindern ist in den 
vergangenen Jahren nicht vom Fleck gekommen. Bedarfs­
abhängige Kinderzulagen, existenzsichernde Alimente und 
Familienergänzungsleistungen sind auf Bundesebene ge­
scheitert. Auch in der Mehrheit der Kantone bleibt die Heraus­
forderung der Kinderarmut ohne Antworten. Dies obwohl die 
Kantone in ihren Familienberichten Kinder- und Familienarmut 
als grösste Herausforderung benennen. In der Existenzsich­
erung aber haben Bund und Kantone in den letzten Jahr­
zehnten die Verantwortung hin und her geschoben. Vielleicht  
auch in der Hoffnung, der jeweils andere löse das Problem.  
Für armutsbetroffene Kinder blieb die Situation damit unver­
ändert. Fragt man die Kinder, so sind umsorgt sein, gepflegt 

werden, Liebe erhalten und sich gegenseitig unterstützen die 
zentralen Aspekte einer Familie. Sorgen, pflegen und unter­
stützen können Eltern aber nur, wenn sie über ausreichende 
Ressourcen verfügen. Genau hier klafft die grosse Lücke. Die 
Schweiz nimmt 76 000 armutsbetroffene Kinder vielerorts ein­
fach hin. Dabei ist eine gute Praxis längst erprobt, und die 
Wirkung von Familienergänzungsleistungen sind bestätigt. 

Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf: Schwerpunkt auf 
Bundesebene
Eltern, die ihre Berufstätigkeit gut mit der Familie vereinbaren 
können sind seltener armutsbetroffen. Ihnen gelingt es häufiger, 
ein existenzsicherndes Einkommen zu erzielen. Die Förderung 
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf wirkt deshalb auch der 
Kinderarmut entgegen. Dabei geht es auf der einen Seite um 
familienfreundliche Arbeitsbedingungen. Hier können vor allem 
die Unternehmen einen Beitrag leisten. Auf der anderen Seite 

Familienergänzungsleistungen reduzieren Kinderarmut
Vier Kantone gehen gezielt gegen Kinderarmut vor. Vor einigen 
Jahren haben die Kantone Tessin (1997), Solothurn (2010), 
Waadt (2011) und Genf (2012) kantonale Familienergänzungs­
leistungen eingeführt. Diese entsprechen im Grundprinzip den 
Ergänzungsleistungen zur AHV / IV. Das heisst, sie ergänzen das 
Einkommen armutsbetroffener Familien auf das Existenzmini­
mum, sind aber mit zusätzlichen Erwerbsanreizen ausgestattet. 
Je nach Kanton gestalten sich die Familienergänzungsleis­
tungen im Detail anders. In allen Kantonen wird eine bestimmte 
Wohnsitzdauer vorausgesetzt. In Solothurn sind nur Familien 
bezugsberechtigt deren Kinder jünger als sechs Jahre sind.  
In den anderen Kantonen werden Kinder bis ins Jugendalter 
unterstützt, wobei in der Waadt und im Tessin ab sechs bzw. 
drei Jahren nur noch der Bedarf der Kinder und nicht mehr der­
jenige der gesamten Familie gedeckt wird. Waadt und Tessin 
setzen für den Bezug der Familienergänzungsleistungen keine 
Erwerbstätigkeit voraus, reduzieren die Leistungen jedoch um 
ein hypothetisches Einkommen. Damit will man sicherstellen, 
dass insbesondere Working Poor-Familien von den Leistungen 
profitieren. Im Kanton Tessin sind Alleinerziehende von dieser 
Regelung jedoch ausgenommen. In Genf und Solothurn wird 
entweder ein Mindesterwerbspensum oder ein Mindesterwerb­
seinkommen vorausgesetzt. Diese Hürde erweist sich speziell 
für Zweielternfamilien als hoch. In diesen Kantonen werden 
deshalb auch deutlich weniger Familien erreicht. Alle Kantone 
übernehmen Kinderbetreuungskosten und kennen Einkom­
mensfreibeträge. Damit setzen sie Erwerbsanreize. In allen Mo­
dellen beteiligt sich der Kanton an der Finanzierung. In der 
Waadt und im Tessin läuft ein Teil über Lohnprozente. 
Besonders erfolgreich sind die Familienergänzungsleis­
tungen in den Kantonen Tessin und Waadt. Dort werden 
jeweils über 3 000 Familien unterstützt. In der Waadt sinkt 

der Anteil alleinerziehender Familien in der Sozialhilfe seit 
Einführung der Ergänzungsleistungen im Jahr 2011 konti­
nuierlich, und das Armutsrisiko der unterstützten Familien 
konnte deutlich reduziert werden. Dem Kanton Tessin ge­
lingt es, dank Familienergänzungsleistungen das Armutsri­
siko von Kinder und Jugendlichen nachweislich zu senken. 
Diese tragen im Tessin mit 4 Prozent ein unwesentlich höhe­
res Sozialhilferisiko als die Gesamtbevölkerung mit 3,2 Pro­
zent. Auch die Quote der Haushalte mit Kindern in der Sozi­
alhilfe ist in Lugano mit 4,4 Prozent nicht erhöht. Das heisst, 
Kinder sind im Tessin kein Armutsrisiko mehr. Sie sind in der 
Sozialhilfe nicht überdurchschnittlich vertreten. 
Die Evaluationen verdeutlichen die positive Wirkung der 
Familienergänzungsleistungen. So sei die prekäre Situa­
tion dank den Familienergänzungsleistungen erheblich 
weniger belastend. Der alltägliche Stress wird reduziert. 
Die Begünstigten betonen den Vorteil, im Blick auf die Ver­
wendung der Mittel autonom zu sein, und finden, der 
Bezug sei weniger stigmatisierend als die Sozialhilfe. We­
sentlich ist darüber hinaus, dass Familienergänzungsleis­
tungen nicht rückerstattungspflichtig sind. Das heisst, im 
Unterschied zum Sozialhilfebezug verschulden sich die 
Familien nicht. Ihnen wird dadurch eine faire Chance gebo­
ten, sich in absehbarer Zeit wieder aus der Armut abzulö­
sen. Darüber hinaus betonen die Kantone Tessin und 
Waadt die Bedeutung des Coachings und der Begleitung 
der Familien. In der Waadt ist mit «coaching pour familles» 
(CoFa) auch in diesem Bereich ein erfolgreiches Projekt 
realisiert. Tessin und Waadt möchten künftig insbesondere 
die Bildung – und damit die Chancen der Eltern auf dem 
Arbeitsmarkt – weiter stärken. 
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stehen Angebote der familienexternen und schulergänzenden 
Kinderbetreuung im Fokus. Hier setzt der Bund seit einigen 
Jahren seinen Schwerpunkt in der Familienpolitik. 

Zwar ist der Familienartikel, der 2013 die Förderung der Ver­
einbarkeit von Familie, Beruf und Ausbildung in der Verfas­
sung verankern wollte, trotz einem knappen Volksmehr an den 
Ständen gescheitert, die Förderung der Angebote der familien­
externen Betreuung steht aber seit 2003 im Zentrum der Fa­
milienpolitik auf Bundesebene. Dank dem Bundesgesetz über 
Finanzhilfen für familienergänzende Kinderbetreuung wurden 
in den vergangenen 15 Jahren über 50 000 neue Betreuungs­
plätze in Kindertagesstätten und Tagesschulen geschaffen. 
Der Ausbau verlief jedoch regional sehr unterschiedlich. 
Engagiert haben sich vorab die Zentrumskantone Bern, 
Zürich, Waadt und Genf, wo jeweils mehrere tausend neuer 
Plätze eingerichtet wurden. Hingegen entstanden weder in 
Appenzell Innerrhoden noch in Uri neue Betreuungsplätze. 
Das heisst: Vielerorts fehlen noch immer Kitaplätze.

Zudem bleiben Kitas für armutsbetroffene Familien häufig 
nicht finanzierbar. Sie sind schlicht zu teuer. Zwar zeigen 
Studien, dass die Betriebskosten für Kindertagesstätten in der 
Schweiz, in Frankreich, Deutschland oder Österreich auf ähn­
lichem Niveau liegen. Im Gegensatz zur Schweiz beteiligen 
sich die drei Nachbarländer aber deutlich umfangreicher an 
der Subventionierung. So gibt eine Familie mit zwei Vorschul­
kindern, die an dreieinhalb Tagen pro Woche ihre Kinder in 
einer Kita betreuen lässt, in Salzburg gerade mal 4 Prozent 
ihres Einkommens dafür aus. In Frankfurt und Lyon sind es 
tiefe 5 – 6 Prozent. In der Schweiz bezahlen Familien zwei bis 
drei Mal so viel. In Lausanne sind es 13, in Zürich 19 Prozent 
des Einkommens. Auch innerhalb der Schweiz bestehen also 
grosse Unterschiede. Während in Zürich zwei Drittel der Voll­
kosten der Kindertagesstätte zu Lasten der Eltern gehen, sind 
es in der Waadt weniger als 40 Prozent. Neben der öffentli­
chen Hand beteiligen sich dort auch die Arbeitgeber an der 
Finanzierung der Kindertagesstätten. Dieses Modell der Fi­
nanzierung über einen Fonds hat sich seit 2006 bewährt. 
Arbeitgeber speisen diesen mit 0,04 bis 0,18 Prozent der 
Lohnsumme. Im Gegenzug stehen ihnen mehr Fachkräfte zur 
Verfügung. Das Modell wurde jüngst auch von den Kantonen 
Freiburg und Neuenburg übernommen. 

Neben den Kosten bleibt das Abstimmen von Angebot und 
Nachfrage eine Herausforderung. So sind die Angebote der 
familienexternen und schulergänzenden Betreuung häufig 
schlecht auf die Bedürfnisse der Familien ausgerichtet. Dies 
ist der Fall, wenn die Öffnungszeiten der Kita nicht mit den 
Arbeitszeiten der Eltern korrelieren oder die Arbeitstage nicht 
mit den Betreuungstagen übereinstimmen. Bei schulpflichti­
gen Kindern ist die Ferienbetreuung häufig ungelöst. 

Die neuen Finanzhilfen des Bundes sollen genau hier Wirkung 
erzielen. Im Sommer 2017 wurden für die kommenden fünf 
Jahre 100 Millionen gesprochen zur stärkeren Subventionierung 
von Kitaplätzen sowie für Angebote, die den Bedürfnissen der 
Eltern angepasst sind. Der Ausbau der Finanzhilfen für die fami­

lienexterne Kinderbetreuung ist ein zentraler Beitrag, die Klein­
kinderbetreuung auch für armutsbetroffene Eltern zugänglich 
zu machen. Kantone und Gemeinden sind nun gefordert, Pro­
jekte für ein bedarfsgerechtes Angebot einzureichen und die 
ausstehende Finanzierung sicherzustellen, damit die günstigen 
Plätze in Kindertagesstätten realisiert werden können.

Im Kanton Tessin hat sich mit dem freiwilligen Kindergarten 
ab drei Jahren eine alternative Massnahme der Kleinkinder­
betreuung bewährt, welche die Möglichkeit Familie, Beruf 
und Ausbildung zu vereinbaren, auch für armutsbetroffene 
Familien ermöglicht.

Der freiwillige Kindergarten ab 
drei Jahren entlastet Familien

Seit den 1930er Jahren kennt der Kanton Tessin den freiwil­
ligen Kindergarten ab drei Jahren. 90 Prozent der Kinder 
nehmen diese Chance der kostenlosen Frühen Förderung 
mit garantierter Qualität wahr. Der Kindergarten steht von 
8.30 Uhr bis 15.45 Uhr mit freiem Mittwochnachmittag zur 
Verfügung. Nach einer individuellen Eingewöhnungszeit be­
sucht die Mehrheit der Kinder gegen Ende des Schuljahres 
den Kindergarten ganztägig. Eltern nutzen die Zeit insbe­
sondere für Erwerbstätigkeit. Der freiwillige Kindergarten ab 
drei Jahren vereint zwei wesentliche Vorteile der Bekämp­
fung der Kinderarmut: Erstens ist er für die Eltern kostenlos 
und entlastet damit das Familienbudget, und zweitens han­
delt es sich nicht um eine Spezialmassnahme für sozial be­
nachteiligte Kinder. Der Kindergarten wird erfahrungsge­
mäss von allen Familien genutzt. Eine ausgeglichene soziale 
Durchmischung ist damit gewährleistet. Dem Kindergarten 
liegen pädagogische Ziele hinsichtlich der emotionalen, ko­
gnitiven und sozialen Entwicklung zu Grunde. Die Erfahrun­
gen der Expertinnen und Experten sind durchwegs positiv. 
Die Kinder werden im Kontakt mit Gleichaltrigen in vielfälti­
ger Art und Weise stimuliert und gefördert. Dies zeigt sich 
nicht zuletzt in der sprachlichen Entwicklung. 

Die Politik nimmt Verantwortung 
für Frühe Förderung nicht wahr

Armut in der Schweiz hängt massgeblich mit dem Bildungsni­
veau zusammen: Je besser ausgebildet eine Person ist, desto 
geringer ihr Risiko, in die Armut abzudriften. Wer nur über einen 
Schulabschluss verfügt, ist doppelt so häufig arm, wie Perso­
nen mit Tertiärabschluss. Zudem wird Armut von einer Genera­
tion an die nächste weitergegeben. So haben zwei Drittel der 
jungen Erwachsenen ohne Berufsabschluss auch Eltern ohne 
nachobligatorische Bildung. Das heisst: Kinder, die materiell 
hinter andere zurück fallen, tun dies von Geburt weg und tragen 
die Konsequenzen der Ungleichheit häufig ein Leben lang. Kin­
dergarten und Schule ab dem vierten Lebensjahr sind nicht in 
der Lage, die ungleichen Startbedingungen wettzumachen. 
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Dank zahlreichen Studien wissen wir heute: Für eine gute 
Entwicklung sind die ersten Lebensjahre entscheidend.  
In diesen wird der Boden für spätere Kompetenzen bereitet. 
Wer im Krabbelalter erfährt, dass Wasser zwar durch Röh­
ren, aber auch über Steine fliesst und im Sand versickert, hat 
bereits Grundlagen physikalischer Prozesse erschlossen. Wer 
im Frühling Raupen und im Herbst Blätter sammelt, versteht 
die Abläufe der Jahreszeiten. Wer gemeinsam mit anderen 
Geschichten hört, singt und Puzzles spielt, lernt, sich in Grup­
pen zu artikulieren, zu warten, zuzuhören und Rücksicht zu 
nehmen. Beim Streiten um die meisten Legosteine lernen Kin­
der sich durchzusetzen und Hilfe zu holen, wenn ein Konflikt 
nicht alleine gelöst werden kann. Kinder imitieren andere Kin­
der. Sei es beim Essen, Lachen oder Sprechen. Und so lernen 
sie gewissermassen nebenbei auch noch die landesübliche 
Sprache. Gute Frühe Förderung ist wirkungsvoll, alltäglich  
und unspektakulär, denn Kinder bilden sich dank ihrer Neugier 
ganz von allein. Alles was es dazu braucht sind Möglichkeiten, 
Anregungen und fachkundige Begleitung. 

Gute Frühe Förderung lohnt sich für alle Kinder, überdurchschnitt­
lich profitieren jedoch Kinder aus sozial benachteiligten Familien. 
Das zeigen Langzeitstudien im In- und Ausland. Kinder, die ein 
Vorschulprogramm absolvieren, haben bessere Schulleistungen, 
höhere Bildungsabschlüsse, tiefere Klassenwiederholungsraten 
und eine bessere Gesundheit. Heute steht deshalb die Frage im 
Zentrum, wie diese positiven Effekte durch Qualität im Frühbe­
reich verstärkt werden können. Zahlreiche Akteure aus Wissen­
schaft und Praxis haben in jüngster Vergangenheit gute, gelun­
gene Erfahrungen gebündelt und Kriterien für gelingende Frühe 
Förderung zusammengetragen. Als Schlüsselfaktoren gelten ge­
nügend und qualifiziertes Personal, gute Arbeitsbedingungen, 
Einrichtungs- und Bildungsqualität der Angebote sowie der Ein­
bezug der Eltern. Letzteren kommt auch bei familienexterner Be­
treuung eine zentrale Bedeutung zu. Studien gelangen zum 
Schluss, dass diejenigen Angebote der Frühen Förderung beson­
ders nachhaltig sind, die Eltern miteinbeziehen und so die Fami­
lien bezüglich der Relevanz von Bildung sensibilisieren. In der 
Praxis können dies sowohl aufsuchende Programme leisten, wel­
che die Familien zu Hause begleiten, als auch Angebote der fa­
milienexternen Betreuung, welche Elternbildung explizit fördern. 
Frühe Förderung liegt bis anhin in der Kompetenz der Kantone. 
Deren Engagement variiert jedoch beträchtlich. Analysen von 
Caritas haben 2013 und 2015 kantonale Strategien im Bereich 
der Frühen Förderung untersucht und grosse Defizite festge­
stellt. Selbst heute besitzt nur knapp die Hälfte der Kantone 
eine Strategie in diesem armutspolitisch zentralen Bereich. 
Auch die Konferenz der Kantonalen Sozialdirektorinnen und 
Sozialdirektoren (SODK) sieht deshalb Handlungsbedarf. Ge­
meinsam mit der Gesundheits- und der Erziehungsdirektoren­
konferenz hat sie Eckwerte für die interkantonale Zusammenar­
beit in der Frühen Förderung definiert und für die kommenden 
zwei Jahre zum Schwerpunkt erklärt.

Der Nutzen qualitativ guter Früher Förderung ist heute unbe­
stritten. Dennoch ist sie nicht für alle Kinder zugänglich, und 
vielerorts sind keine Angebote vorhanden. Die Untersuch­
ungen der letzten Jahre zeigen aber wie unklug es ist, Bil­
dung in der frühen Kindheit dem Zufall zu überlassen. Eine 
investive Sozialpolitik, die Armut verhindert, muss genau hier 
ansetzen, dafür sprechen auch ökonomische Analysen. 

Frühe Förderung steigert nicht nur Bildungs- und Zukunft­
schancen armutsbetroffener Kinder, sie lohnt sich auch volks­
wirtschaftlich. So erhöht ein gutes System der Frühen Förde­
rung das Wachstumspotenzial einer Volkswirtschaft. Jüngst 
hat eine Studie gezeigt: Der volkswirtschaftliche Nutzen ergibt 
sich bereits dann, wenn 1000 armutsbetroffene Kinder eine 
Kita besuchen oder von Unterstützungsmassnahmen profi­
tierten und in der Folge höhere Bildungsabschlüsse erzielen. 
Oder mit anderen Worten: Jeder Franken, der in der Frühen 
Förderung eingesetzt wird, bringt mindestens einen volkswirt­
schaftlichen Nutzen von 2,5 Franken. Dieser Nutzen entsteht 
dank einer höheren Erwerbsbeteiligung der Mütter, einem hö­
heren Bildungsabschluss der Kinder und damit einhergehend 
einem höheren Lohn und grösseren Steuereinnahmen, einem 
geringeren Bezug von Sozialleistungen und positiven Soziali­
sations- und Integrationseffekten.

Was ist Frühe Förderung?

In der Wissenschaft ist heute häufig von Frühkindlicher 
Bildung, Betreuung und Erziehung (FBBE) die Rede. 
Gemeint sind Bildungs- und Betreuungsangebote im 
Vorschulalter (Spielgruppen, Kitas, Tagesfamilien) sowie 
vielfältige Unterstützungsangebote für Familien. Während 
der «Bildungsaspekt» von den Kindern selbst – aus natür­
licher Neugierde – geleistet wird, sind für die «Betreuung 
und Erziehung» kompetente Erwachsene gefragt. Die 
Caritas schliesst an diese Definition an, bleibt terminolo­
gisch aber bei der Frühen Förderung, da sich der Begriff 
als weniger sperrig erweist: Demnach beinhaltet Frühe 
Förderung alle Angebote sowohl inner- als auch ausser­
halb der Familie, die sich an die Altersgruppe von Geburt 
bis und mit Kindergarteneintritt richten und eine ganzheit­
liche Entwicklung des Vorschulkindes ermöglichen. Die 
Angebote unterstützen die individuellen Bildungs- und 
Entwicklungsprozesse des Kindes. Darunter fallen die fa­
milienergänzende Kinderbetreuung (Kita, Spielgruppen, 
Tagesfamilien usw.), Elternberatung und Elternbildungs­
kurse, aber auch soziokulturelle Begegnungszentren für 
Familien mit Kleinkindern oder niederschwellige, lebens- 
und wohnortnahe aufsuchende Angebote.
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Erfordernisse aus Sicht der Caritas 

Kinderarmut ist nicht nur gegenwärtig ein Desaster, sie 
schreibt sich auch in den Lebensläufen der betroffenen Kin­
der fort. Armutsbetroffene Kinder haben geringere Bildungs- 
und Lebenschancen. Der Handlungsbedarf ist gross. Lang­
fristig ist es zentral, die Situation der Eltern – beispielsweise 
durch qualifizierende Weiterbildung oder Nachholbildung – 
zu verbessern. Kurzfristig aber gilt es, die Existenzsicherung 
von Kindern zu garantieren und deren Bildungschancen zu 
verbessern. Für beide Schritte gibt es Beispiele gelingender 
Praxis und langjähriger Erfahrungen in einzelnen Kantonen. 
Regional gelingt auch die Zusammenarbeit mit der Wirt­
schaft. Folgende dringlichen Schritte stehen derzeit an: 

Existenzsicherung zuerst

Materielle Existenzsicherung ist Voraussetzung für gesundes 
Heranwachsen. Die Schweiz verpflichtet sich in der Bundes­
verfassung, Kinder besonderen Schutz zu gewähren und sie 
in ihrer Entwicklung zu fördern. Diesem Recht ist umgehend 
Folge zu leisten. Einige Kantone machen es erfolgreich vor. 
Es gilt, Familienergänzungsleistungen nach dem Modell des 
Tessins oder der Waadt schweizweit einzuführen. 

Kinder von alleinerziehenden Eltern sind überdurchschnittlich 
häufig armutsbetroffen. Hier gilt es speziell in der Alimenten­
hilfe das Kindeswohl ins Zentrum zu stellen und jedem Kind 
einen Mindestunterhaltsbeitrag zu garantieren. Auch die Ali­
mentenbevorschussung muss sich einkommensunabhängig, 
am Bedarf der Kinder orientieren. Der bedarfsgerechte Min­
destunterhalt für Kinder ist gesetzlich zu verankern.

Recht auf Frühe Förderung

Die ersten Lebensjahre sind für die weitere Entwicklung ent­
scheidend. Hier werden die Weichen für künftige Bildungs­
chancen und Berufslaufbahnen gestellt. Frühe Förderung lohnt 
sich für alle Kinder, für Kinder aus armutsbetroffenen Familien 
jedoch überdurchschnittlich. Alle Kinder in der Schweiz sollen 
deshalb Zugang zu qualitativ guter Früher Förderung haben,  
sei dies in institutionellen Angeboten wie Kindertagesstätten 
oder in aufsuchenden Projekten. Für armutsbetroffene Familien 
müssen diese Angebote kostenlos sein. 

Gelingt es den Kantonen nicht, Frühe Förderung schweizweit 
zu realisieren, muss der Bund die Verantwortung für diesen 
aus Armutsperspektive zentralen Bereich übernehmen, sich 
umfangreicher an der Finanzierung beteiligen sowie Qualität 
und Zugang sicherstellen.

Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf garantieren

Familienexterne und schulergänzende Kinderbetreuung er­
möglicht Eltern die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Sie 
ist für alle Kinder überall in der Schweiz zu gewährleisten. 
Das Angebot muss die Nachfrage decken. Der Ausbau der 
Finanzhilfen für die familienexterne Kinderbetreuung auf 
Bundesebene leistet einen zentralen Beitrag. Nun sind Kan­
tone und Gemeinden gefordert, Projekte einzureichen und 
die Finanzierung sicherzustellen, damit die günstigen Plätze 
in Kindertagesstätten auch realisiert werden können.

In der Kleinkinderbetreuung bewährt sich zudem seit den 
1930er Jahren das Tessiner Kindergartenmodell. Der freiwil­
lige Kindergarten ab drei Jahren, entlastet Familienhaushalte 
und lindert Kinderarmut. Er ist schweizweit einzuführen. 

Parallel dazu gilt es, in der Wirtschaft – in allen Berufsfeldern 
und auf allen Karrierestufen – für Männer und Frauen famili­
enfreundliche Arbeitsbedingungen zu realisieren. 
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